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Vorblatt 


Vorschlag der EG-Kommission für drei EWG-Richt- 
linien des Rates über Niederlassungsfreiheit für die 
selbständigen Tätigkeiten des Güterkraftverkehrs, der 
Personenbeförderung im Straßenverkehr und der 
Güter- und Personenbeförderung auf Binnenwasser- 
straßen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat am 18. Dezember 
1961, gestützt auf Artikel 54 Abs. 1 des EWG-Vertrages, ein 
allgemeines Programm zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit beschlossen, das jetzt auf dem Gebiete 
des Verkehrswesens verwirklicht werden soll. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt drei Richtlinien vor, wonach Staats- 
angehörigen von EWG-Mitgliedstaaten, die sich im Güterkraft- 
gewerbe, im Personenbeförderungsgewerbe oder in der Binnen- 
schiffahrt selbständig niederlassen wollen, die Inländerbehand- 
lung zu gewähren ist. 


C. Alternativen 

Entfallen. 


D. Kosten 

Entfallen. 
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SdirütUdier Berldit 

des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschläge der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für drei Richtlinien des Rates zur Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit für die selbständigen Tätigkeiten des 
Güterkraftverkehrs, der Personenbeförderung im Straßenver- 
kehr und der Güter- und Personenbeförderung auf Binnen- 
wasserstraßen 

— Drucksache VI/672 — 

A. Bericht des Abgeordneten Feilermaier 


Der Vorschlag der Kommission für die drei Richt- 
linien wurde durch Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 28. April 1970 dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen überwiesen. Der Ausschuß hat die Vor- 
lage in seiner Sitzung am 25. September 1970 ab- 
schließend beraten. 

Artikel 54 Abs. 1 des EWG-Vertrages sieht, um 
den wirtschaftlichen Zusammenschluß der Mitglied- 
staaten weiter voranzutreiben, ein allgemeines Pro- 
gramm zur Aufhebung der Beschränkungen der Nie- 
derlassungsfreiheit innerhalb der Gemeinschaft vor. 
Der Rat hat am 18. Dezember 1961 ein solches Pro- 
gramm beschlossen und darin unter anderem auch 
die Aufhebung der Niederlassungsbeschränkungen 
auf dem Verkehrssektor festgelegt. Der Verwirk- 
lichung dieses Programms dienen die drei Richt- 
linienentwürfe. In ihnen wird bestimmt, daß Staats- 
angehörigen der EWG-Mitgliedstaaten, die sich im 
Güterkraftgewerbe, im Personenbeförderungsge- 


werbe oder in der Binnenschiffahrt selbständig nie- 
derlassen wollen, im gesamten EWG-Raum die In- 
länderbehandlung zu gewähren ist. Beschränkungen 
in bezug auf die Staatsangehörigkeit werden also 
für unzulässig erklärt. 

Im deutschen Recht sind derartige Beschränkun- 
gen im wesentlichen bereits beseitigt worden. Ledig- 
lich im Gesetz über den gewerblichen Binnenschiffs- 
verkehr vom 1. Oktober 1953 wird in einer Bestim- 
mung noch auf die deutsche Staatsangehörigkeit ab- 
gestellt, so daß insoweit eine Änderung erforderlich 
wird. 

Der Ausschuß begrüßt die vorliegenden Richtli- 
nienentwürfe, weil sie geeignet sind, das Zusam- 
menwachsen der Gemeinschaft zu fördern und die 
gesetzlichen Vorschriften über das Verkehrswesen 
nach einheitlichen Gesichtspunkten zu liberalisieren. 
Den vorliegenden Entwürfen kann ohne Vorbehalte 
zugestimmt werden. 


Bonn, den 25. September 1970 


Fellermaier 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der Kommission — Drucksache 
VI/672 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 25, September 1970 


Der Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen 

Schmitt (Lockweiler) Fellermaier 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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